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Stadt Langenau 
Stadtteil Hörvelsingen 
 
 

Schriftlicher Teil zum Bebauungsplan  
und zu den örtlichen Bauvorschriften  
„Südlicher Ortsrand II – 1. Änderung“ 

 
Es gelten: 
Baugesetzbuch (BauGB)   i. d. F. vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt  

geändert am 22.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) 
Baunutzungsverordnung (BauNVO)  i. d. F. vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt 
      geändert am 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 
Planzeichenverordnuung (PlanZV) i. d. F. vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), 

zuletzt geändert am 12.08.2025 (BGBl. 2025 I 
Nr. 189) 

Landesbauordnung (LBO)   i. d. F. vom 16.03.2026 (Ges.Bl. 2026 Nr. 44) 
 
 
Mit in Kraft treten dieses Bebauungsplanes und dieser örtlichen Bauvorschrift treten im 
Geltungsbereich alle bisherigen Vorschriften außer Kraft; dies gilt insbesondere für die 
bisherigen Bebauungspläne. 
 
I. Planungsrechtliche Festsetzungen zum Bebauungsplan „Südlicher Ortsrand – 

1. Änderung (§ 9 BauGB und BauNVO) 
 
1.   Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 (1) 1 BauGB und § 1 (2) BauNVO) 
 

MD 1, MD 2, MD 3, MD – Dorfgebiet gem. § 5 BauNVO 
 
Abgrenzung siehe zeichnerischer Teil. 

 
Nicht zugelassen werden Tankstellen und Vergnügungsstätten (§ 1 Abs. 5 und Abs. 6 
BauNVO) 
 
Südlich des Wegs 134 (MD) sind nur landwirtschaftliche Vorhaben gem. § 5 Abs. 2 
Nr. 1 BauNVO zulässig (§ 1 Abs. 5 BauNVO). 
 

2. Grund- und Geschossflächenzahl  
(§ 9 (1) 1 BauGB und §§ 16, 17, 19, 20 BauNVO) 

 
Grundflächenzahl:  0,6 für MD 1, MD 2 und MD 3 
Geschossflächenzahl: -  

 
3. Zahl der Vollgeschosse 

(§ 9 (1) 1 BauGB und §§ 16 und 20 (1) BauNVO) 
 

max. 2 
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4. Bauweise 
(§ 9 (1) 1 BauGB und §§ 16 und 20 (1) BauNVO) 

 
Offene Bauweise gem. § 22 (2) BauNVO.  
Im MD 1 sind nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig. 
Im MD 2 und MD 3 sind Einzel-, Doppel-, und Reihenhäuser zulässig. 

  
5. Flächen für Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) 

(§ 9 (1) 4 BauGB und § 12 (6) BauNVO) 
 

Garagen und Carports sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig. 

 
Zwischen der Garagenausfahrt bzw. der Ausfahrt aus dem überdachten Stellplatz 
und öffentlicher Verkehrsfläche ist ein Mindestabstand von 5,00 m einzuhalten. 

 
6. Nebengebäude (§§ 12 und 23 Abs. 5 BauNVO) 

Nebengebäude sind nur auf den überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
 

7. Von der Bebauung freizuhaltende Flächen (Sichtfeld) 
(§ 9 (1) 10 BauGB) 
 
Siehe Einzeichnung im Lageplan 
 
Der ausgewiesene Gewässerrandstreifen ist von jeglichen baulichen Anlagen 
freizuhalten. Im Schutzbereich des landwirtschaftlichen Betriebs auf dem Flst. 135 
sind Gebäude nicht zulässig. Ausnahmsweise können Gebäude ohne 
Aufenthaltsräume zugelassen werden. 

 
8. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft  
(§ 9 (1) 20 BauGB) 

 
8.1  Niederschlagswasser von befestigten Flächen wie Terrassen, Wegen usw. ist  

breitflächig zu versickern. Konzentrierte Versickerung ist unzulässig. 
 
8.2 Flächen für privaten PKW-Verkehr wie Zufahrten und Stellplätze sind   

wasserdurchlässig zu befestigen (z. B. Rasenpflaster, Rasengittersteine). 
 
8.3 Maßnahme A 

Auf dem Erdwall ist eine freiwachsende mind. zweireihige Feldhecke mit Überhältern 
anzulegen. Es sind mind. fünf Straucharten in der Art und Qualität des pfg 2 zu 
verwenden. Als Überhälter sind zu verwenden Feldahorn, Hainbuche, Vogelkirsche, 
Holzbirne, Mehlbeere oder Vogelbeere. 
Die als Anlage 2 beigefügten Ausführungs- und Pflegehinweise sind zu beachten. 

 
8.4 Maßnahme B 

Es ist eine Streuobstwiese anzulegen. Zu verwenden sind heimische, 
standortgerechte Obsthochstämme in der Qualität des pfg 1. 
Zu verwenden sind Klarapfel, James Grieve, Jakob Fischer, Gravensteiner, Danziger 
Kantapfel, Welschisner, Boikenapfel, Bohnapfel, Bittenfelder, Jakob Lebel, Josef 
Musch, Krügers Dichstiel, Hauxapfel, Brettacher, Boskop, Glockenapfel, Kardinal 
Bea, Berner Rosenapfel, Gelbmöstler; Gute Graue, Albecker Birne, Alexander Lucas, 
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Palmischbirne, Schweizer Wasserbirne, Gräfin von Paris, Köstliche v. Cahrneu, 
Conference, Italienische Zwetschge, Hauszwetschge, Hanita 
Die Bäume sind im Raster von 10 x 15 m zu pflanzen. Das Grünland ist extensiv zu 
pflegen mit max. 2 Schnitten pro Jahr. Der erste Schnitt erfolgt frühestens am 15.06., 
das Mähgut ist abzufahren. Die Verwendung von Flüssigdüngemitteln und Pestiziden 
ist nicht zulässig. 
 
Die als Anlage 2 beigefügten Ausführungs- und Pflegehinweise sind zu beachten. 

 
9. Pflanzgebote 

(§ 9 (1) 25a BauGB) 
 
Pflanzgebot pfg 1: 
Pro Baugrundstück ist entlang der Erschließungsstraße und entlang des Wegs 
134 je ein hochstämmiger Alleebaum zu pflanzen. Zu verwenden sind Traubeneiche, 
Stieleiche, Winterlinde, Bergahorn oder Spitzahorn mit einem Stammumfang von 14 – 
16 cm. 
 
Pflanzgebot pfg 2: 
Im pfg 2 sind standortgerechte einheimische Gehölze als freiwachsende einreihige 
Feldhecke zu pflanzen. Es sind mind. zwei Straucharten zu pflanzen. 
Zu verwenden sind Hainbuche, Kornelkirsche, Hartriegel, Hasel, Liguster, Hundsrose, 
Feldahorn oder Holunder (2x verpflanzt, Höhe 80 – 120 cm, Pflanzabstand 1,50 m). 

 
Pflanzgebot pfg 3: 
Im MD 2 ist 1 Baum pro 4 Stellplätze als Gliederung der Stellplätze zu pflanzen. 
Zu verwenden sind die Arten des pfg 1 in derselben Qualität. 
 
Die als Anlage 2 beigefügten Ausführungs- und Pflegehinweise sind zu beachten. 
 

10. Böschungen und Stützbauwerke an Verkehrsflächen 
(§ 9 (1) 26 BauGB) 
 

10.1  Zur Befestigung des Straßenkörpers werden in den an öffentlichen Verkehrsflächen 
angrenzenden Grundstücken unterirdische Stützbauwerke entlang der 
Grundstücksgrenzen in einer Breite von 20 cm und einer Tiefe von 35 cm hergestellt. 

 
10.2 Hinweis: 

Böschungen und Stützbauwerke sind zu dulden. 
 

11. Höhenlage der baulichen Anlagen 
(§ 9 (2) BauGB und §§ 16 und 18 BauNVO) 

 
Die Erdgeschossfußbodenhöhe (EGFH) des Rohfußbodens darf maximal 50 cm 
über der Höhe der Verkehrsfläche vor dem Grundstück liegen. Als Bezugshöhe 
gilt die im Mittel gemessene, an das jeweilige Grundstück angrenzende 
Straßenhöhe. Sie muss im MD2 mind. 507,50 m ü .NN betragen. 

 
12. Gebäudehöhen 

(§§ 16 und 18 BauNVO) 
 

Die max. zulässige Gebäudehöhe (FH) über der Erdgeschossfußbodenhöhe 
(Rohfußboden) beträgt 10 m, das Höchstmaß zwischen der 
Erdgeschossrohfußbodenhöhe (EGFH) und dem Schnittpunkt von Außenwand und 
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Oberkante der Dachhaut (Traufhöhe-TH) an der Traufseite 6,50 m im MD 1 und 7,50 
m im MD 2 und MD 3. 

 
 
13. Zahl der Wohnungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
 

Pro Einzelhaus sind im MD 1 max. 3 Wohnungen, im MD 2 max. 8 
Wohnungen und im MD 3 zwischen 4 – 6 Wohnungen zulässig.  
 
Bei Doppelhausbebauung sind im MD 1 je Doppelhaushälfte 1 Hauptwohnung und  
eine untergeordnete Einliegerwohnung möglich, im MD 2 und MD 3 max. 2 
Wohnungen. 
 
Bei Reihenhausbebauung im MD 2 und MD 3 sind pro Reihenhaus max. 2  
Wohnungen möglich. 
 

II. Hinweise zum Bebauungsplan „Südlicher Ortsrand – 1. Änderung“ 
(§ 9 (6) BauGB) 

 
1. Bodenfunde 

(§ 20 DSchG) 
 

Der vorgesehene Beginn von Erdarbeiten ist der Archäologischen Denkmalpflege 
wenigstens 2 Wochen vor geplantem Termin anzuzeigen. 
Die Erdarbeiten erfolgen im Beisein eines Mitarbeiters der Archäologischen 
Denkmalpflege, der den Oberbodenabtrag begleitet. 
Gegebenenfalls ist ausreichend Zeit zur Fundbergung und Dokumentation 
einzuräumen. 
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass im Falle notwendiger 
Rettungsgrabungen durch das Landesamt für Denkmalpflege die Bergung und 
Dokumentation der Kulturdenkmale ggf. mehrere Wochen in Anspruch nehmen 
kann und durch den Bauherrn finanziert werden muss. 

 
2. Bodenschutz 

(§ 4 BodSchG) 
 

Die Grundsätze des sparsamen und schonenden Umgangs mit Boden sind zu 
beachten (§ 202 BauGB). 
 
Der Erdaushub aus der Baugrube ist soweit wie möglich auf dem Baugrundstück 
gleichmäßig und in Anpassung an das Nachbargrundstück einzubringen. 
 
Humoser Oberboden und Unterboden sind getrennt auszubauen, zu lagern und 
wieder einzubauen. 
 

3. Altablagerungen, Altstandorte 
(LAbfG) 

 
Sollten im Zuge von Baumaßnahmen Untergrundverunreinigungen oder 
Altablagerungen angetroffen werden, ist der Fachbereich Wasser- und Bodenschutz 
des Landratsamtes Alb-Donau-Kreis zu verständigen (§ 23 (1) LAbfG). 
 

4. Drainagen 
(Abwassersatzung) 
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Drainagen dürfen weder an den Schmutz- noch an den Regenwasserkanal 
angeschlossen werden. 
Aufgrund des anstehenden Grundwassers wird empfohlen, die Untergeschosse 
wasserdicht auszuführen. 

 
5. Grundwasserschutz 

(Wasserschutzgebietsverordnung) 
 

Das Plangebiet liegt in der Zone III eines Wasserschutzgebiets, die Bestimmungen 
der Wasserschutzgebietsverordnung sind zu beachten. 
Erdwärmesonden sind deshalb generell dem Landratsamt Alb-Donau-Kreis 
anzuzeigen. Sie bedürfen zudem einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Nähere 
Auskünfte erteilt der Fachdienst 32 des Landratsamtes. 
 

6. Im MD (südlich des Wegs 134) sind nur landwirtschaftliche Vorhaben zulässig. 
Eingriffe im Zuge dieser Maßnahmen sind im Rahmen der Baugesuche zu 
bilanzieren und im MD zu kompensieren. 

 
III. Örtliche Bauvorschriften „Südlicher Ortsrand – 1. Änderung“ 

(§ 74 LBO) 
 

Die örtlichen Bauvorschriften gelten für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
„Südlicher Ortsrand II – 1. Änderung“ 

 
1. Dachform und –material (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

 
Auf den Hauptgebäuden sind geneigte Dächer zulässig (Satteldach, Pultdach, 
Walmdach). Nicht zulässig sind auf Hauptgebäuden Flach- und Tonnendächer. 
Flachdächer auf Nebengebäuden und Garagen sind extensiv 
zu begrünen. 
Die Dachdeckung hat im MD 1, MD 2 und MD 3 mit Dachplatten oder Dachsteinen in 
den Farben rot bis rotbraun, dunkelgrau oder anthrazit zu erfolgen. 
Reflektierende, grellfarbige Materialien sind nicht zulässig. 
Metalleindeckungen an untergeordneten Bauteilen (z.B. Gauben, 
Eingangsüberdachungen) sowie im MD werden zugelassen. Blanke bzw. 
unbeschichtete Metalldeckungen sind nicht zulässig. 
Anlagen zur thermischen oder photovoltaischen Solarnutzung sind zulässig. 
 

2. Einfriedigungen und Stützmauern 
(§ 74 (1) 3 LBO) 
 
Entlang der öffentlichen Flächen sind Einfriedigungen (hierzu zählen auch 
geschlossene Hecken) und Stützmauern bis zu einer Höhe von 1,00 m zugelassen. 
Sie müssen zur öffentlichen Fläche einen Abstand von 0,80 m einhalten. 
Geschlossene künstliche Einfriedigungen sind entlang von öffentlichen Flächen nicht 
zulässig.  
Stützmauern an öffentlichen Flächen sind zu begrünen. 

 
3. Versorgungsleitungen 

(§ 74 (1) 5 LBO) 
 

Die Verkabelung der Niederspannungsleitungen (Elektrische Leitungen und 
Fernmeldeleitungen) ist bei sämtlichen Gebäuden zwingend. Freileitungen sind nicht 
zugelassen. 
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4. Anlagen zum Sammeln, Verwenden oder Versickern von Niederschlagswasser 
(§ 74 (3) 2 LBO) 
 
Das Niederschlagswasser von den Dachflächen der Gebäude ist zu fassen, in einer 
Retentionszisterne zurückzuhalten und gedrosselt in den Regenwasserkanal 
abzuleiten. Pro 100 m² waagerecht projektierter Dachfläche sind 1,5 m³ 
Rückhaltevolumen vorzuhalten. Die gedrosselte Ableitung in den Regenwasserkanal 
muss ca. 0,1 l/s pro 100 m² waagrecht projektierter Dachfläche betragen. Eine Über- 
und Unterschreitung dieses spezifischen Werts von 0,1 l/s und pro 100 m² um 20 % 
je Einzelanlage ist zulässig. 

 
5. Werbeanlagen 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO) 
 
Werbeanlagen an Gebäuden müssen sich dem Bauwerk unterordnen. Sie dürfen 
Fenster, Türen, tragende Bauglieder und architektonische Gliederungselemente nicht 
verdecken oder überschneiden (siehe Anlage 1). 
 
Werbeanlagen müssen sich in Umfang, Werkstoff, Form, Farbe und maßstäblicher 
Anordnung dem Charakter des Gebäudes, an dem sie angebracht werden, 
anpassen. 
Dies gilt auch für Automaten und bundeseinheitlich verwendete Waren- und 
Firmenzeichen sowie für serienmäßig hergestellte Firmenwerbung. 

 
Unzulässig sind Kletterschriften, Blinkanlagen, Leuchtgirlanden, bunte Laternen, 
bewegliche Lichter, schwebende Werbeanlagen sowie durch Motor oder auf andere 
künstliche Weise bewegte Werbeanlagen. 

 
Werbeanlagen dürfen keine Blendwirkung verursachen. 

 
Werbeanlagen sind so anzuordnen, dass die Wirkung amtlicher Verkehrszeichen 
nicht beeinträchtigt wird. 

 
Werbeanlagen dürfen nur in der Erdgeschosszone und im Brüstungsbereich des 
1. Obergeschosses angebracht werden (siehe Anlage 1). 

 
Zulässig sind je Stätte der Leistung max. eine genehmigungspflichtige und eine 
verfahrensfreie Werbeanlage. 

 
Pro Grundstück ist max. eine Werbeanlage für Fremdwerbung zulässig. 

 
Freistehende Werbeanlagen sind nicht zulässig. 

 
Unzulässig sind von innen beleuchtete Werbeanlagen. Zulässig sind angestrahlte 
oder hinterleuchtete lichtundurchlässige Werbeanlagen. 

 
Automaten sind nur an Gebäuden zulässig. Pro Grundstück ist max. 1 Automat 
zulässig. Die Automaten sind farblich dem Gebäude anzupassen. 
 
Die äußere Umrissfläche von Werbeelementen und Schriftzügen darf ein Viertel der 
in der jeweils zulässigen Werbezone vorhandenen Wandflächen nicht überschreiten. 
Schrift- und Werbeträger, die senkrecht zur Wandebene angebracht werden 
(Stechschilder), dürfen die Höhe von 1,00 m, eine Ausladung von 1,00 m und 
eine Fläche von 0,50 m² nicht überschreiten. 
 

6. Ordnungswidrigkeiten 
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(§ 75 Abs. 3 Nr. 2 LBO) 
 
Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Ziffern 1, 2 und 4 
dieser örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. 
 
 
 

Langenau, den 02.04.2026 


